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Basismitbestimmung digital?
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Im ersten Teil unseres Berichts von der Bundesjugendkonferenz haben wir uns mit Veranstaltungen
zur Digitalisierung und zum Systemwandel beschäftigt. Nun werden wir auf den 2. Teil der Tagung
eingehen.

Das dritte Panel am folgenden Sonntag sollte das Thema „Gewerkschaften und politischer Streik –
ein No-Go ?!“ behandeln. Der Text im Programmbuch versprach: „Nach einem Input ‚ABC des
Streikrechts’ erörtern wir gemeinsam, was die langfristigen Ziele der GEW bzw. der DGB-
Gewerkschaften sind und wie die Schritte auf diesem Weg aussehen können“. Die gemeinsame
Erörterung entpuppte sich freilich als ausführlicher, männlich dominierter Doppelmonolog.

Die Gewerkschaften hierzulande seien ohne politische Streiks in einer ständigen
Verteidigungsposition, betonte der Referent zum Start. Bereits eine einzige rechtswidrige Forderung
könne dort den gesamten Streik illegal werden lassen. Selbst die EU prangere dieses deutsche
Streikrecht an, das den Gewerkschaften das Streikmonopol überließe und gleichzeitig lediglich
Tarifstreiks erlaube. In anderen Teilen der europäischen Union seien politische Streiks
entsprechend deutlicher ausgeprägt. Auch die GEW bekenne sich generell zum politischen Streik,
weise aber auf die damit verbundene, schwierige Rechtslage in der BRD hin.

Genau an diesem Punkt wäre aus unserer Sicht wieder dringend den Bruch mit der
SozialpartnerInnenschaft zu nennen, angebracht gewesen. Doch dazu kam es erneut nicht mehr.
Unser Beitrag konnte wegen technischer Probleme und eines sehr geringen Zeitrahmens für
Diskussionen, also für inhaltliche Beiträge, eben nicht nur für Fragen, nicht mehr behandelt werden.
Auch, dass für die im Vortrag angesprochene Urabstimmung ganze drei Viertel der Mitglieder den
Streik vorab bejahen müssen, bei der anschließenden über das Verhandlungsergebnis aber nur noch
ein Viertel der Beteiligten diesen durchzuwinken habe, blieb undiskutiert. Demokratisches Vorgehen
sieht anders aus.

Dabei hätte sich die Diskussion um den politischen Streik nicht bloß auf die rechtliche Lage un in
Deutschland und der EU beschränken dürfen. Wenn dieser erkämpft werden soll, müssen wir auch
auf die politischen Hindernisse eingehen, auf die wir in der ArbeiterInnenbewegung und in den
Gewerkschaften selbst stoßen. Festgehalten werden müssen in diesem Zusammenhang zunächst
einmal die vorherrschende Politik der Klassenzusammenarbeit und die SozialpartnerInnenschaft, die
die Gewerkschaftspolitik und die der meisten Betriebsräte prägen. Sie gefährden darüber hinaus,
wie aus den Vorträgen selbst hervorging, auch die Verteidigung des eigenen Streikrechts. Die DGB-
Gewerkschaften stellen damit, ob bewusst oder unbewusst, eine soziale Hauptstütze der Großen
Koalition dar – und beißen sich somit ins eigene Fleisch. Wie in den Landesregierungen ordnen sich
sogar die Mitglieder der Linkspartei in den Gewerkschaften nicht selten den kapitalistischen
„Sachzwängen“ unter. Womit dieses System der SozialpartnerInnenschaft angesichts des
derzeitigen Großangriffs des Kapitals die ArbeiterInnenklasse an die bestehenden Verhältnisse
fesselt und darüber hinaus auch noch nie erlaubt hat, eine wirkliche Wende durchzusetzen.

Denn diese PartnerInnenschaft geht immer wieder damit einher, es dem Kapital zu erlauben, seine
Profitinteressen auf Kosten der Konkurrenz, der (prekär) Beschäftigten sowie der Umwelt
durchzusetzen. Die politische Zurückhaltung der Gewerkschaften hat ihre Ursache also auch in der
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direkten Anbindung an das kapitalistische System mitsamt seinen Krisen – und sie setzt sich auch
darin fort, dass kein ernsthafter Kampf gegen die zahlreichen Einschränkungen des Streikrechts
geführt wird, ja dass die Bürokratie einen solchen selbst überhaupt nicht will. Dabei erfordert die
aktuelle Krisenperiode eigentlich eine politische, also nicht bloß eine tariflich-gewerkschaftliche
Strategie.

Es wird sich im Gegensatz dazu leider immer noch viel zu oft erhofft, wie etwa am 1. Mai 2020 beim
DGB-Livestream, diese kapitalistische Krise durch noch mehr Zusammenarbeit mit dem Kapital,
noch mehr PartnerInnenschaft bei der Sicherung der Interessen des deutschen Exports und des
Großkapitals insgesamt zu überstehen. Es ist deshalb wirklich kein Wunder, dass immer größere
Teile der ArbeiterInnenklasse von diesen Interessenvertretungen entfremdet oder gar nicht
organisiert sind und diese wiederum ihre Aussagekräftigkeit verlieren. Stattdessen sollten
unabdingbare politische Forderungen, wie sie auch mehrfach von den Vortragenden angesprochen
wurden, in den Gewerkschaften immer wieder flächendeckend diskutiert und in die Forderungen
bzw. Mobilisierungen mit einbezogen werden – wie heute also etwa die Abschaffung aller
Einschränkungen des Streikrechts, insbesondere politischer Streiks, und das Recht auf eine Bildung
politischer Fraktionen in den Gewerkschaften und Betrieben.

Kampf gegen Rassismus

Unabdingbare politische Forderung ist dann auch das passende Stichwort für unser viertes und
letztes Panel des Sonntagnachmittags. Wieder mal ein Doppelvortrag, diesmal indes über die „Zivile
Seenotrettung und politische Perspektiven“ von zwei aktiven Seenothelfenden. Ankündigt wurde
dieser mit: „…MISSION LIFELINE e. V. ist ein gemeinnütziger Verein aus Dresden, der
Schiffbrüchige im zentralen Mittelmeer rettet. Seit 2016 leisten wir in der anhaltenden humanitären
Krise erste Hilfe und konnten mehr als 1.000 Menschen in Seenot retten…“. Nach der Gründung des
MISSION LIFELINE e. V., so erfahren wir zu Beginn, wären zunächst ein Jahr Spenden
eingesammelt sowie im September 2017 anschließend das erste Schiff gekauft worden. Seither, so
die Referentin und der Referent, seien etwa die Einfahrt in Valetta und Sizilien unterbunden und die
beteiligten KapitänInnen vor Gericht gestellt worden. Auch schon 12 Tage auf dem Meer habe die
Besatzung ausharren müssen, bevor anschließend der sichere Hafen erreicht werden konnte, nur
um im Anschluss das Schiff vor Ort beschlagnahmt zu sehen. All das, obwohl die Menschenrechte,
unter anderem Art. 1 und 5, weltweit 70 Mio. Menschen auf der Flucht und 20.000 seit 2014 auf
dem Weg Verstorbene (jede/r 7.) eine andere Sprache sprechen. Die Vortragenden forderten daher
ein Ende der Kriminalisierung von Seenotrettung, ihre europaweite staatliche Unterstützung sowie
die Abschaffung von Dublin 3. Mittlerweile würden gleichwohl die Auflagen für die
Seenotrettungsinitiativen und ihre Schiffe weiter verschärft.

Wir beteiligten uns daraufhin auch wieder intensiv an der anknüpfenden Diskussionsrunde:

„…Auf den Inseln Lesbos, Samos, Chios, Leros und Kos leben bis zu 42.000 AsylbewerberInnen.
Dabei ist jedes Camp überfüllt und beherbergt mehr Menschen, als für die es vorhergesehen war.
(…) Und das sogar während der Pandemie. Diese Menschen müssen gleichzeitig auch als
Sündenbock für den Niedergang der griechischen Wirtschaft herhalten und werden regelmäßig
Opfer rechter Gruppen. (…) Die Öffnung aller Grenzen, die Anfechtung von Frontex (…) sowie die
Entkriminalisierung der Seenotrettung müssen zu unseren wichtigsten Zielen im Zusammenhang
mit der Evakuierung der Flüchtlingslager gehören. (…) Um dann zu verhindern, dass die
Geflüchteten etwa hierzulande gegen Lohnabhängige – z. B. Erwerbslose, prekär Beschäftigte oder
Menschen in Altersarmut – ausgespielt werden, geht es weiterhin darum, ein Mindesteinkommen
sowie soziale Leistungen wie Alterssicherung für ALLE zu erkämpfen – bezahlt aus der Besteuerung
von Unternehmensgewinnen und großen Vermögen. Um dies zu erreichen, müssen sich
antirassistische Bewegungen zusammenschließen mit Gewerkschaften, der Seenotrettung,



Geflüchteten und migrantischen Strukturen!“

Leider kam die gesamte Diskussion, wohl auch wegen ihres späten Zeitpunkts innerhalb der
GEWolution, nur sehr dürftig in Gang. Gerade weil die Vortragenden vergleichsweise offen
antworteten, war das leider sehr, sehr schade.

Marlis Tepe, die Bundesvorsitzende der GEW, fasste in letzter Instanz von ihrem häuslichen Büro
aus schließlich zusammen: „Wir werden viel zu kämpfen haben, wenn wir wollen, dass gute Arbeit
und gute Bildung unsere Zukunft besser gestalten. (…) Ihr treibt uns voran und motiviert uns, auch
über die gewerkschaftlichen Grenzen hinaus!“ Es bleibt fraglich, wie viele GEWolution-
Teilnehmende ihr da noch via Facebook und YouTube zugehört hatten.

Grundsätzliche Charakterisierung des Kongresses

Doch auch die allgemeine Beteiligung an den Diskussionen hielt sich insgesamt in Grenzen.
Insbesondere bei den offenen Vorträgen fühlte sich der Ablauf dadurch sehr von „oben herab“
bestimmt an. Bei einem dieser, nämlich dem zum besonders brisanten Thema des politischen
Streiks, fehlte bekannterweise komplett die Zeit für Diskussionen. Innerhalb der Workshops
beschränkte sich der Austausch, zumindest bei unserer Teilnahme, weitestgehend auf
Pinnwandeinträge auf dem Padlet und Vorstellungsrunden im Mattermost-Chat, die anschließend
ausschließlich vom/von der Vortragenden vorgelesen und monologisiert wurden. Es gab außerdem
durchweg kaum Bezug bzw. Kritik an der zu der Zeit in den Bildungseinrichtungen vorzufindenden
Corona-Situation sowie an den sich damals schon abzeichnenden unkontrollierten Schul- bzw.
Kitaöffnungsprozessen.

Vertiefte politische Diskussionen schienen somit generell, trotz technischer Möglichkeiten, gezielt
umgangen zu werden. Eine pro-aktive Moderation sowie klare Vorgaben zur Beteiligung hätten hier
viel Abhilfe schaffen können. Es blieb im Großen und Ganzen also, wie eingangs vorausgesehen, bei
thematischen Anrissen, die die Grenzen des Systems höchstens ausreizten, anstatt uns bewusst in
die Lage zu versetzen, es zu sprengen. Nach diesem Schema wurde letzten Endes auch mit unseren
Beiträgen umgegangen, indem bei den anschließenden Entgegnungen die Ernüchterungen mit dem
vorhandenen System hervorgehoben wurden, ohne aber den zur Überwindung notwendigen Schritt
hinlänglich zu hinterfragen bzw. fortsetzend auszuführen.

Mithilfe der sogenannten Unkonferenz, dem offenen GEWolution-Chat der Veranstaltung, sollte
einstweilen zumindest ein Raum für selbstständig bestimmbare Themen und Diskussionen der
Teilnehmenden in Form von eigens initiierten Arbeitsgruppen geschaffen werden. Auch
Vernetzungsprozesse waren hierbei angedacht. Alle diese Abläufe wurden weiterhin von einem
Projektgruppenmitglied begleitet. Als paralleles Angebot zu den doch recht üppigen Panels
wucherte diese oft als belebend verstandene Arbeitsform allerdings aus und blieb hinter ihren
Möglichkeiten zurück. Es verharrt somit kontinuierlich dabei als eine bezeichnende Strategie des
linken Gewerkschaftsapparates, scheinbar Opposition und Basisaktivitäten zuzulassen. Tatsächlich
aber werden Gedanken und Vorschläge nicht aus dem engen Korsett eines vereinzelten,
kontrollierten Raumes herausgelassen.

Zusammenfassend gab es über das gesamte Wochenende verteilt insofern zwar viel Abwechslung,
wogegen diese aber zu Lasten der Diskussions- bzw. vor allem der lösungs- und
umsetzungsorientierten Vertiefung verlief. Sicherlich hing das auch ein wenig mit der digitalen
Form des Komplexes zusammen, die von allen Beteiligten sowie unter Berücksichtigung ihrer
heimischen Lokalitäten große individuelle Initiative erforderte, womit man gerade an diesen
sonnigen Feiertagen nicht durchweg rechnen konnte. Aber gerade das offenbart doch auch
nochmals die exemplarische Bedeutung permanenter, zwischenmenschlicher linker Organisation



und Lehre.

Absichten und Perspektiven

Zur konkreten Umsetzung und Verknüpfung der hier thematisierten Inhalte der GEW-
Jugendkonferenz braucht es zum Abschluss ergo eben doch mehr als nur die große Gewerkschaft als
Sammlungspunkt, Infrastruktur und Gegenstimme ihrer (jungen) Basis. Von letzterer haben wir
derweil einige Impressionen bezüglich ihrer Debatten sammeln können. Unser Ziel war es dabei,
speziell ihre klassenkämpferischen Entwicklungsfähigkeiten mit einzubeziehen.

Da Gewerkschaften und im Besonderen ihre Jugendverbände als Sammelstellen des Widerstands
gegen die strukturellen Gewaltakte des Kapitals dienen können, sofern sie nicht einfach beim
schnöden Geplänkel mit dem Status quo verharren, sondern benutzt werden, um sich geschlossen
aus diesem als ArbeiterInnenklasse zu erheben und damit endgültig das ausbeuterische,
kapitalistische Lohnsystem hinter sich zu lassen, sind sie und ihre Initiativen auf eben diesen Aspekt
hin genauestens zu beleuchten.

Soziale und politische Regungen müssen innerhalb des Gewerkschaftskontextes dementsprechend
nicht nur vermehrt Beachtung finden, sondern mittel – und langfristig unbedingt auch zu einem
wissentlichen Aufbau dieser Institution als agierender Knotenpunkt zur Befreiung der
ArbeiterInnenklasse verwendet werden.

Gerade deswegen wäre es bei der GEWolution 2020 nur hilfreich (gewesen), die betriebenen
Diskussionen auch wahrhaftig gesamtgewerkschaftlich zu behandeln. Wie dementsprechende,
praktische Kampagnen auszusehen hätten, müsste gleichsam ebenso auf die Agenda wie von der
gewerkschaftlichen Basis demokratisch erarbeitete Umsetzungspläne, deren Einlösung letztlich die
FunktionärInnen zu gewährleisten hätten. Aktuell würden sich hiernach die ausstehende TVöD-
Tarifrunde, deren Verknüpfung mit den Tarifkämpfen des TV-N sowie Fridays For Future und eine
gemeinsame, bundesweite Antikrisenbewegung anbieten. Die passenden Fragen dazu hätten zudem
die danach sein können, wer die Krise eigentlich zahlt, wieso das überhaupt so ist und was wir
schließlich dagegen tun könnten und sollten. Doch statt Aktionspläne für die gegenseitige Praxis zu
erörtern, verblieb diese Online-Veranstaltung bei der basisdemokratischen
Mitbestimmungsvorgaukelei, wie auch sonst so oft, ohne Konkretes an die Spitze weiterzugeben
oder gar von ihr einzufordern.

Eine gezielte Konfrontation sowie schließlich die notwendige Neuausrichtung der Gewerkschaft
erfordert indes zwingend das Ende der von den Spitzen und ihrer Bürokratie in die Basis getragene
und mit dem Kapital praktizierte SozialpartnerInnenschaft. Hierfür bedarf es wiederum einer
Radikalisierung der Kräfte am Sockel der Gewerkschaft, also der ArbeiterInnenbewegung. Ohne
externe Einflussnahme einer zusätzlich hinzuzufügenden Option der Organisation wird sich
diesbezüglich aber sehr schnell Frustration und Stagnation bei den Gewerkschaftsmitgliedern sowie
den ebenfalls dort zu verortenden RevolutionärInnen einstellen. Deshalb ist die Vernetzung für
kämpferische Gewerkschaften (VKG) und die Beteiligung an ihr zur Schaffung einer
klassenkämpferischen Basisopposition als Gegnerin des schwerfälligen Apparats auch so
alternativlos. Andererseits werden miteinander zu kombinierende und zu organisierende politische
Erfordernisse und Kämpfe der ArbeiterInnenklasse sowie politische Massenstreiks weiterhin im
Verborgenen ausharren müssen. Wir als Gruppe ArbeiterInnenmacht planen dementsprechend
unser Engagement in GEW und VKG fortlaufend zu intensivieren und untereinander fester zu
verknoten.


